
9. CHRONOLOGIE DER
EUROPÄISCHEN INTEGRATION

Jahrbuch der Europäischen Integration 1980 425





Januar

Chronologie der Europäischen Integration 1980

Januar
Soforthilfen
8. Januar: Die Gemeinschaft stellt den von einem
Erdbeben heimgesuchten Azoren 100 000 ERE
und den Opfern von Überschwemmungen in Wa-
les und Südengland 400 000 ERE Soforthilfen zur
Verfügung. Die afghanischen Flüchtlinge in Paki-
stan, Kambodscha und die Komoren erhalten
Nahrungsmittelhilfen.
Regionalpolitik
8. Januar. Der Rat bewilligt im Rahmen des Eu-
ropäischen Regionalfonds Mittel, mit deren Hilfe
53 000 neue Arbeitsplätze geschaffen werden sol-
len.
Außenbeziehungen
11. Januar: Die Kommission trifft Handelskon-
trollmaßnahmen, die verhindern sollen, daß das
von den Vereinigten Staaten in Zusammenhang
mit der Afghanistan-Krise gegen die Sowjetunion
verhängte Getreideembargo durch Lieferung von
Gemeinschaftsgetreide unterlaufen wird.
75. Januar: Auf einer Ratstagung beschließen die
neun Außenminister, das Nahrungsmittelhilfe-
Programm zugunsten Afghanistans für 1979 zu
annulieren und schnellstens über eine Soforthilfe
für afghanische Flüchtlinge zu entscheiden.
Außerdem: Beratungen über die Beziehungen zu
Südrhodesien, nach Wiederherstellung des Kolo-
nialstatuts in Südrhodesien, zu Jugoslawien, zum
ASEAN-Pakt und über die Wiederbelebung des
Dialogs mit Lateinamerika, über Maßnahmen zur
Verringerung der Arbeitsüberlastung des Euro-
päischen Gerichtshofes, wie Erhöhung der Zahl
der Richter und Generalanwälte, Schaffung eines
Verwaltungsgerichtes.
Im Rahmen der Europäischen Politischen Zu-
sammenarbeit (EPZ) Verabschiedung einer Er-
klärung, in der die sowjetische Intervention in
Afghanistan verurteilt und der bedingungslose
Abzug aller fremden Truppen aus Afghanistan
gefordert wird. Desweiteren Gespräche über eine
erweiterte Zusammenarbeit mit den Staaten am

Arabischen Golf über die Wiederbelebung der
Beziehungen zur Türkei.
Europäisches Parlament
14. —18. Januar: Sitzungswoche des Europäischen
Parlaments in Straßburg mit teils stürmischer De-
batte zu Afganistan. Mit den Stimmen der Christ-
demokraten, der Konservativen und der Libera-
len Verabschiedung einer Entschließung, in der
die sowjetische Intervention in Afghanistan ver-
urteilt und ein bedingungsloser Abzug aller so-
wjetischen Streitkräfte aus Afghanistan verlangt
wird. Die Gemeinschaft wird aufgefordert, die
Möglichkeiten wirtschaftlicher und anderer Sank-
tionen — einschließlich eines Boykotts der olym-
pischen Spiele in Moskau - zu prüfen.
Kontroverse Debatte über die Beschäftigungsla-
ge in der Gemeinschaft; in Entschließungen dazu
u.a. Forderungen nach besserem Ausgleich regio-
naler Unterschiede, nach Einzelmaßnahmen zur
besseren Abstimmung von Angebot und Bedarf
unter Berücksichtigung der schwachen Gruppen,
nach Bemühungen zur Inflationssenkung und zur
Wachstumsförderung.
Weitere Themen: Energiepolitik, Verbraucher-
schutz, Handelsfragen und Sicherung der Roh-
stoffversorgung.
Der amtierende Ratspräsident, der italienische
Außenminister Attilio Ruffini, legt das Arbeits-
programm für das erste Halbjahr 1980 dar.
Agrarpolitik
21.—22. Januar: Tagung des Rates für Landwirt-
schaft über eine Neuregelung der gemeinsamen
Agrarpolitik bezüglich eines besseren Markt-
gleichgewichts, einer Rationalisierung der Ausga-
ben und einer Regelung für Schaffleisch.
USA
22. Januar: Gespräch des Präsidenten der EG-
Kommission, Roy Jenkins, mit US-Präsident Car-
ter in Washington über die Krisen in Afghanistan
und Iran sowie über Handels- und Energiefragen.
Entwicklungspolitik
22. Januar: Auf der 3. Konferenz der Organisa-
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tion der Vereinten Nationen für industrielle Ent-
wicklung (UNIDO) in Neu-Delhi unterstreicht
der für Industriefragen zuständige EG-Kommis-
sar, Etienne Davignon, die Bereitschaft der EG
zu verstärkten Konsultationen mit den Entwick-
lungsländern über Probleme bestimmter Indu-
striesektoren.
24. Januar. Für 12 Vorhaben in im Lome-Abkom-
men mit der EG assoziierten Entwicklungslän-
dern Afrikas, der Karibik und des Pazifik werden
2,2 Mio. ERE aus Mitteln des Europäischen Ent-
wicklungsfonds gebilligt.
Investitionen
24. Januar: Die Kommission schlägt vor, im Rah-
men der sogenannten Ortoli-Fazilität mehr Geld
für große Entwicklungsvorhaben in der Gemein-
schaft bereitzustellen. Mit Hilfe dieses struktur-
politischen Instruments gewährt die Gemein-
schaft seit 1979 Investitionsdarlehen für Unter-
nehmungen, von denen neue Impulse auf das
Wirtschaftsleben der Gemeinschaft erwartet wer-
den.
Menschenrechte
25. Januar: Der italienische Botschafter in Mos-
kau protestiert im sowjetischen Außenministe-
rium im Namen der neun EG-Regierungen gegen
die Verbannung des Friedensnobelpreisträgers
Andrej Sacharow.
Europäisches Parlament
27.—31. Januar: 16. Treffen zwischen Parlamen-
tariern aus Europa und den USA in Washington.
Die Präsidentin des Europäischen Parlaments, Si-
mone Veil, erörtert mit US-Präsident Carter die
Krisen in Afghanistan und Iran.
Investitionen
29. Januar: Die Europäische Investitionsbank
gibt bekannt, daß sie 1979 rund ein Drittel mehr
Kredite als 1978 gewährte, insgesamt über 3 Mrd.
ERE.
Fischereipolitik
29. Januar: Die für Fischereifragen zuständigen
Minister einigen sich auf einer Ratstagung über
die höchstzulässige Fangmenge in den Gemein-
schaftsgewässern für 1980. Die Vereinbarung soll
noch durch nationale Fangquoten ergänzt wer-
den.
Bangladesch
30. —31. Januar: Auf der 4. Tagung des gemisch-
ten Ausschusses EG-Bangladesch in Brüssel wer-
den Möglichkeiten einer Intensivierung der wirt-
schafts- und handelspolitischen Zusammenarbeit
erörtert.

Entwicklungspolitik
31. Januar: Ende der 23. Tagung des Ministerra-
tes der 58 mit der EG im Rahmen des Lome-Ab-
kommens verbundenen Staaten Afrikas, der Ka-
ribik und des Pazifik in der liberianischen Haupt-
stadt Monrovia. Wichtigster Beratungspunkt war
das wachsende Handelsbilanzdefizit der AKP-
Staaten mit der EG.

Februar
Energiepolitik/Außenbeziehungen
5. Februar: Tagung des Rates für Auswärtige An-
gelegenheiten in Brüssel. Die neun Ratsmitglie-
der genehmigen einen gemeinschaftlichen Ak-
tionsplan im Bereich radioaktiver Abfälle und ei-
ne gemeinschaftliche Strategie für die Aufarbei-
tung bestrahlter Kernbrennstoffe und zur Weiter-
entwicklung der „Schnellen Brüter". Beratungen
über die Verhandlungen mit Jugoslawien, über ei-
ne umfassendere Zusammenarbeit mit Brasilien,
über die Frage einer wirtschaftlichen Zusammen-
arbeit mit den Golfstaaten sowie über einen Vor-
schlag der Kommission den EGKS-Haushalt mit
zusätzlichen Mitteln auszustatten, um die in der
Eisen- und Stahlindustrie vorgesehenen Umstel-
lungsmaßnahmen zu finanzieren.
Im Rahmen der EPZ Beratungen über die Koor-
dinierung der Politik der Mitgliedstaaten nach der
sowjetischen Intervention in Afghanistan.
Türkei
5. Februar: Auf der 25. Tagung des Assoziations-
rates EG-Türkei auf Ministerebene in Brüssel
kündigt der türkische Außenminister Hayrettin
Erkmen an, seine Regierung wolle noch vor Jah-
resende einen offiziellen Beitrittsantrag stellen.
Beide Verhandlungspartner begrüßen die Wie-
deraufnahme des seit drei Jahren unterbrochenen
Dialoges.
Portugal
5. Februar: 2. Ministertagung der Verhandlungs-
konferenz über den Beitritt Portugals zur Ge-
meinschaft.
Argrarpolitik
7. Februar: Die Kommission schlägt für das kom-
mende Wirtschaftsjahr eine Anhebuhg der
Agrarpreise um 2—3,5% vor. Die europäischen
Bauernverbände reagieren darauf mit der Forde-
rung nach einer durchschnittlichen Preisanhe-
bung von 8%.
Wirtschaft/Finanzen
11. Februar: Der Rat der Wirtschafts- und Finanz-
minister berät über die finanziellen Auswirkun-
gen der gemeinsamen Agrarpolitik. Der Rat hält
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an der Erhaltung der gemeinsamen Agrarpolitik
fest und plädiert für eine Senkung der Wach-
stumsrate der Agrarausgaben um die budgetären
Schwierigkeiten in den Griff zu bekommen.
Weitere Beratungspunkte: die Wirtschaftslage in
der EG, die Frage einer Verschärfung der im
OECD-Rahmen festgelegten Mindestbedingun-
gen für staatlich gestützte Ausfuhrkredite.
Europäisches Parlament
11.-15. Februar: Sitzungswoche des Europäi-
schen Parlaments in Straßburg. Kommissionsprä-
sident Roy Jenkins legt den 13. Gesamtbericht
über die Tätigkeit der Gemeinschaft 1979 und die
Programmerklärung der Kommission vor, in de-
ren Mittelpunkt die Forderung nach kräftigen
Energieeinsparungen steht. Weitere Arbeitsge-
biete: Beschäftigungspolitik, Weiterentwicklung
des Europäischen Währungssystems, Haushalts-
probleme, Verbesserung der Insitutionen gemäß
der Empfehlungen des Berichts der „Drei Wei-
sen" und des Spierenburg-Berichts.
Grundsatzdebatte zur Energiepolitik mit einer
Entschließung über den verstärkten Einsatz von
Kohle und Kernkraft unter Beachtung strenger
und einheitlicher Sicherheitsnormen und einer
Empfehlung an die Gemeinschaft und die Ölför-
derländer, mehr für die Eigenversorgung der
ärmsten Entwicklungsländer mit Energie zu inve-
stieren.
Vorlage eines neuen Haushaltsentwurfs für 1980
durch die Kommission, der mit einem Gesamtvo-
lumen von 16,4 Mrd. ERE gegenüber dem vom
Parlament abgelehnten Entwurf des Ministerrats
um 0,7 Mrd. ERE zurückbleibt und insbesondere
auf dem Agrarsektor Einsparungen vorsieht. Fer-
ner: Beratungen über ein neues Abkommen mit
dem UN-Hilfswerk für Palästina-Flüchtlinge,
über Liberalisierung des Warenverkehrs und über
Sonderbehandlung bestimmter landwirtschaftli-
cher Erzeugnisse im Rahmen des AKP-Abkom-
mens.
Das Parlament verurteilt die sowjetische Inter-
vention in Afghanistan sowie die Verbannung des
Friedensnobelpreisträgers Andrej Sacharow und
befürwortet einen Boykott der Olympischen
Spiele in Moskau.
14. Februar: Das Präsidium des Europäischen
Parlaments beschließt, daß die Plenumssitzungen
dieses Jahres alle in Straßburg stattfinden.
Agrarpolitik
13. Februar.Die Kommission kündigt neue
Schritte gegen die bereits vom Europäischen Ge-

richtshof für vertragswidrig befundenen Restrik-
tionen der französischen Regierung bei Hammel-
fleischimporten aus Großbritannien an. Auf-
grund des rasanten Anstiegs der Weltmarktpreise
für Zucker beschließt sie, die Ausfuhrerstattung
beim Export von Gemeinschaftszucker in Dritt-
länder vorübergehend auszusetzen.
Informationstechnologie

14. Februar: In Straßburg wird das neue Informa-
tionsnetz der EG-Staaten „Euronet DIANE (Di-
rect Information Access Network for Europe)" in
Betrieb genommen. Es umfaßt 23 unabhängige
rechnergestützte Informationsdienste mit rund
150 Datenbasen für die Bereiche Wissenschaft,
Technik, Gesellschaft und Wirtschaft.
Agrarpolitik
18. Februar: Sondierungsgespräche im Rat der
Landwirtschaftsminister über die Festsetzung der
Agrarpreise für 1980/81.
Außenbeziehungen
19. Februar: Die neun Außenminister schlagen
auf einer Tagung im Rahmen der Europäischen
Politischen Zusammenarbeit (EPZ) die Neutrali-
sierung Afghanistans vor. Außerdem: Beratun-
gen über die Frage eines Boykotts der Olympi-
schen Spiele in Moskau, die Beziehungen zu La-
teinamerika, über einen Konsultationsmechanis-
mus mit der türkischen Regierung, die Wiederbe-
lebung des euro-arabischen Dialogs und eine ge-
meinsame Erklärung mit den ASEAN-Staaten.
USA

19. Februar: In Brüssel diskutieren Vertreter der
Kommission und amerikanische Regierungsbe-
amte beiderseitige Handelsprobleme.
Agrarpolitik
20. Februar: In Brüssel Verhandlungen der Kom-
mission mit Regierungsvertretern Neuseelands
über die umstrittenen neuseeländischen Agrarex-
porte in die Gemeinschaft. Neuseeland liefert in
erster Linie Butter, Käse und Lammfleisch - Pro-
dukte, die innerhalb der EG schon im Übermaß
produziert werden.
Sozialpolitik
22. Februar: Die Kommission weist die Mitglied-
staaten Belgien, Luxemburg, Niederlande und
Großbritannien daraufhin, daß sie der EG-Richt-
linie über gleiches Arbeitsgeld und gleiche Ar-
beitsbedingungen für Männer und Frauen aus
dem Jahre 1975 immer noch nicht nachgekommen
sind.
Jugoslawien
25. Februar: Vertreter Jugoslawiens und der EG
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paraphieren in Brüssel ein neues Handels- und
Wirtschaftsabkommen.
Afghanistan
28. Februar: Ein Vertreter der britischen Regie-
rung unterbreitet dem sowjetischen Botschafter
in London offiziell die Forderung der EG-Außen-
minister nach einem international garantierten
Neutralitätsstatuts für Afghanistan.

März
Agrarpolitik
3. —4. März: Tagung des Rates der Agrarminister
über die Agrarpreise für 1980/81, die Frage einer
Erzeugermitverantwortung in der Milchwirt-
schaft und die Lage auf dem Schaffleischmarkt.
Europäische Parteienbünde
3.-4. März: In Luxemburg findet die 1. Tagung
des Bundes der sozialistischen Parteien in der EG
statt. Neben der Verabschiedung eines neuen
Parteistatuts und Vorstandswahlen stehen Bera-
tungen über die politischen Ziele des Bundes im
Mittelpunkt.
Portugal
6.-7. März.Kommissionspräsident Roy Jenkins
konferiert in Lissabon über den geplanten Beitritt
Portugals zur Gemeinschaft.
ASEAN
7. März: Während der 2. Ministertagung EG-
ASEAN in Kuala Lumpur wird ein Kooperations-
abkommen zwischen der Gemeinschaft und dem
Verband Südostasiatischer Nationen (ASEAN)
unterzeichnet.
Europäisches Parlament
10.—14. März: In der Sitzungswoche des Europäi-
schen Parlaments in Luxemburg wird über Wirt-
schafts- und Agrarpolitik, Haushaltsfragen und
WettbewerbspdTitik, über billigere Tarife im
Flugverkehr, die Einführung eines Europäischen
Passes, über Menschenrechte und über Afghani-
stan debattiert.
Forschungspolitik
13. März: Der Ministerrat verabschiedet ein For-
schungsprogramm für die kommenden fünf Jahre
mit einem Gesamtetat von 850 Mio. ERE. Nahe-
zu zwei Drittel dieses Etats sind für die Energie-
forschung vorgesehen.
Wirtschaft/Finanzen
17. März: Die Wirtschafts- und Finanzminister re-
vidieren anläßlich der vierteljährlich anstehenden
Prüfung der EG-Wirtschaftslage die zu positiv ge-
steckten Erwartungen für das Jahr 1980. Neben
den Beratungen über das Problem des britischen
Haushaltsbeitrages vereinbaren sie die Verlänge-

rung des Zeitplans für einen Ausbau des Europäi-
schen Währungssystems (EWS) und eine ver-
stärkte wirtschaftspolitische Zusammenarbeit.
Brasilien
17. März: In Brüssel beginnen zwischen Vertre-
tern der Kommission und der brasilianischen Re-
gierung Verhandlungen über ein umfassendes
Wirtschaftsabkommen zwischen der Gemein-
schaft und Brasilien.
Außenbeziehungen
18. März: Tagung des Rates der Außenminister
zum Kooperationsabkommen mit Jugoslawien,
zum Nord-Süd-Dialog innerhalb der Vereinten
Nationen, den Beziehungen zu Israel und den
Golfstaaten einschließlich Nord-Jemens. Außer-
dem: Beratungen über das Problem des britischen
Beitrages zum EG-Haushalt.
Im Rahmen der Europäischen Politischen Zu-
sammenarbeit (EPZ) Erörterung der Lage im Na-
hen Osten und in Afghanistan.
Rat für Gegenseitige Wirtschaftshilfe
20. März: Die Kommission läßt verlautbaren, daß
eine Wiederaufnahme der Verhandlungen auf po-
litischer Ebene zwischen der EG und dem Rat für
Gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) vorläufig
nicht sinnvoll sei, aufgrund der starren Haltung
der RGW-Vertreter gegenüber einem von der
Gemeinschaft vorgelegten Entwurf für ein Rah-
menabkommen .
Europarat
20. März: Die für den Sport zuständigen Minister
der Mitgliedtaaten des Europarates sprechen sich
gegen eine Empfehlung für einen Boykott der
Olympischen Sommerspiele in Moskau aus.
Europäischer Rat
24. März: Der italienische Ministerpräsident ver-
schiebt in seiner Eigenschaft als turnusgemäß am-
tierender Ratspräsident die für den 31. März bis 1.
April vorgesehene Tagung des Europäischen Ra-
tes. Als offizieller Grund wird der Rücktritt der
Regierung Cossiga angegeben. Als neuer Termin
wird der 27728. April vereinbart.
Europäisches Parlament
24. -26. März: Sondertagung des Europäischen
Parlaments in Straßburg zur Agrarpolitik der Ge-
meinschaft. Debatte über die Agrarpreisvorschlä-
ge für das Wirtschaftsjahr 1980/81 (Kommission
und Haushaltsausschuß des Parlaments 2,4%,
Agrarausschuß des Parlaments und europäischer
Bauernverband 7,9%). Das Parlament befürwor-
tet den Kommissionsvorschlag, die Mitverant-
wortungsabgabe der Milchbauern von 0,5 auf
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1,5% zu erhöhen und verlangt eine Strategie zur
Sanierung der Strukturen und Produktionsbedin-
gungen im Agrarsektor, kann sich aber selbst auf
keinen Preisvorschlag einigen, sondern nur auf
drei Erfordernisse, die die Preise erfüllen müssen:
— Sicherung eines angemessenen Einkommens

für die Landwirte,
— Einsparungen durch Maßnahmen zur Wieder-

herstellung von Angebot und Nachfrage,
— Konsolidierung des Agrarhaushalts.
Während der Debatte protestieren europäische
Bauern vor dem Parlament gegen die Preisvor-
schläge der Kommission.
Agrarpolitik
26. —27. März: Tagung des Rates der Agrarmini-
ster. Da keine Einigung über die Agrarpreise für
1980/81 zustandekommt, wird beschlossen, das
am 31. März 1980 auslaufende Wirtschaftsjahr bis
zum 30. April 1980 für Milcherzeugnisse, bzw. 4.
Mai 1980 für Rindfleisch zu verlängern.
Rumänien
27. März: Nach zweitätigen Verhandlungen zwi-
schen Rumänien und der EG wird der Entwurf ei-
nes Handelsabkommens über gewerbliche Waren
paraphiert.
Steuerpolitik
27. März:Die Kommission legt einen detaillierten
„Bericht über die Aussichten für eine Anglei-
chung der Steuersysteme in der Gemeinschaft"
vor, in dem sie unter anderem die Beseitigung der
Steuergrenzen im Warenverkehr zwischen den
Mitgliedstaaten und eine Angleichung der steuer-
lichen Belastungen für Unternehmen fordert.
San Salvador
31. März: In einer offiziellen Erklärung verurtei-
len die neun EG-Mitgliedstaaten die Ermordung
des Erzbischofs von San Salvador, Oscar Arnulfo
Romero.

April
Soforthilfen
2. April: Die Kommission schlägt einen zweiten
Hilfsplan in Höhe von 43,5 Mio. ERE für die Be-
völkerung von Kambodscha vor.
Jugoslawien
2. April: In Belgrad werden Kooperationsabkom-
men zwischen der EG und Jugoslawien unter-
zeichnet, die eine intensive Zusammenarbeit in
den Bereichen Wirtschaft, Technologie und Han-
del regeln.
Iran
10. April: Im Rahmen der Europäischen Politi-
schen Zusammenarbeit (EPZ) verabschieden die

neun Außenminister der EG-Staaten in Lissabon
eine Erklärung zur Geiselnahme der Angehöri-
gen der Botschaft der Vereinigten Staaten in Te-
heran und weisen ihre Botschafter an, beim irani-
schen Staatspräsidenten eine Demarche zugun-
sten der Freilassung der Geiseln zu unternehmen.
Europarat
10. April: Tagung des Ministerkomitees in Lissa-
bon zum KSZE-Folgetreffen in Madrid und zum
wirtschaftlichen und sozialen Ausgleich unter den
Mitgliedstaaten des Europarates. In Erklärungen
werden die Geiselnahme im Iran und die sowjeti-
sche Invasion in Afghanistan verurteilt.
Iran
12. April: Irans Staatspräsident Bani Sadr emp-
fängt die neun in Teheran akkreditierten Bot-
schafter der EG-Staaten und den Botschafter Ja-
pans und erklärt, die Entscheidung über die Gei-
selbefreiung läge beim noch zu konstituierenden
Parlament.
Fischereipolitik
14. April: Verteter Kanadas und der EG unter-
zeichnen in Brüssel ein Fischerei-Rahmenabkom-
men für 1980, in dem der Zugang beider Parteien
zu den Fischbeständen der jeweils anderen Seite
geregelt wird.
15. April: Unterzeichnung eines Fischereiabkom-
mens zwischen Spanien und der EG.
Europäisches Parlament
14.—18. April: Sitzungswoche des Europäischen
Parlaments in Straßburg. Im Mittelpunkt stehen
die Ausweitung der Befugnisse des Parlaments
und seiner Beziehungen zur Kommission. Durch
Ratifizierung des Vertrages über den Beitritt
Griechenlands zur Gemeinschaft, wird der An-
spruch bekräftigt, an der Ratifizierung von Bei-
trittsverträgen beteiligt zu werden.
Resolutionen werden verabschiedet zu: Indochina
(Erhöhung der Gemeinschaftshilfen für Indochi-
na-Flüchtlinge), CSSR und Chile (Verurteilung
von Menschenrechtsverletzungen), Nicaragua
(die EG-Mitgliedstaaten sollen eine neutrale Hal-
tung gegenüber Nicaragua einnehmen), El Salva-
dor (Verurteilung der Ermordung des salvadoria-
nischen Bischofs Romero), Kuba (Aufforderung
an die EG-Staaten, Exil-Kubaner zügiger aufzu-
nehmen). Entschließung zum Iran: Die Mitglied-
staaten werden aufgefordert, zusammen mit den
USA und den anderen NATO-Staaten die Frei-
lassung der amerikanischen Geiseln zu erzwin-
gen, gegebenenfalls mit dem Abbruch der diplo-
matischen Beziehungen; Entschließung zur Frei-
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zügigkeit: Gemeinschaftsbürger sollen das Recht
haben, in einem anderen Mitgliedstaat zu woh-
nen, auch wenn sie dort nicht erwerbstätig sind.
Anläßlich der Vorlage des 4. Jahresberichtes des
EG-Regionalfonds fordern alle Fraktionen eine
bessere finanzielle Ausstattung des Fonds.
Kanada
16.—17. April: Im Rahmen der halbjährlichen
Konsultationen zwischen der EG und Kanada
werden insbesondere Energiefragen diskutiert.
Brasilien
17. April: Paraphierung eines Kooperationsab-
kommens im Handels- und Wirtschaftsbereich
zwischen der EG und Brasilien in Brüssel.
Simbabwe
18. April: Simbabwe stellt einen Antrag auf Bei-
tritt zum Lome-II-Abkommen.
Australien/Neuseeland
19.-30. April: Kommissions-Vizepräsident Wil-
helm Haferkamp erörtert in Australien und Neu-
seeland akute Handelsprobleme zwischen der
Gemeinschaft und den beiden Staaten.
Ägypten
21. April: Erste Ministerkonferenz des im Rah-
men des Kooperationsabkommens zwischen
Ägypten und der EG vom November 1978 gebil-
deten Kooperationsausschusses. Ägypten ver-
langt eine Anpassung des Abkommens an die
durch die Süderweiterung der EG zu erwartende,
veränderte Wirtschafts- und Handelslage.
Haushalt

21. April: Tagung des Rates der Wirtschafts- und
Finanzminister, insbesondere über Haushaltsfra-
gen.
Außenbeziehungen
21. -22. April: Der Rat der Außenminister verab-
schiedet ein Dokument über das Problem des bri-
tischen Beitrages zum EG-Haushalt, begrüßt den
kommenden Beitritt Simbabwes zum Lome-II-
Abkommen und beauftragt den Ausschuß der
Ständigen Vertreter, die Neubelebung der Asso-
ziation zwischen der EG und der Türkei zügig vor-
anzutreiben.
Im Rahmen der Europäischen Politischen Zu-
sammenarbeit (EPZ) verabschieden die Außen-
minister in Luxemburg eine Neun-Punkte-Erklä-
rung zu Sanktionen gegenüber dem Iran, die am
17. Mai in Kraft treten sollen, falls sich bis dahin
die Lage der amerikanischen Geiseln nicht we-
sentlich verbessert hat.
Agrarpolitik
21.—24. April: Tagung des Rates der Landwirt-

schaftsminister. Da eine Einigung über die Fest-
setzung der Agrarpreise für 1980/81 nicht erreicht
werden kann, wird das Wirtschaftsjahr für Milch-
erzeugnisse bis zum 30. Juni und für Rindfleisch
bis zum 1. Juli verlängert.
Europarat
21. —25. Mai: Tagung der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates in Straßburg. Debat-
ten über die Lage im Iran, in Afghanistan und im
Nahen Osten. Forderung nach Abschaffung der
Todesstrafe in Friedenszeiten und einer Amnestie
der Gefangenen in der Sowjetunion, die aus
Glaubens- oder Gewissensgründen verurteilt
wurden.
Europäischer Rat
27. —28. April:Auf der Tagung des Europäischen
Rates in Luxemburg kommt es nach teilweise har-
ter Aussprache nicht zu einer Beilegung des Kon-
flikts um den britischen Beitrag zum EG-Haus-
halt.
Der Rat spricht sich für die Entwicklung einer
koordinierten Energiepolitik aus und beauftragt
die Energieminister zur Ausarbeitung einer ge-
meinsamen Energiepolitik.
Agrarpolitik
27. —28. April: Am Rande der Tagung des Euro-
päischen Rates erklären sich die Agrarminister,
mit Ausnahme des britischen, mit einer durch-
schnittlichen Anhebung der Agrarpreise um 5%
einverstanden. Auch bezüglich der umstrittenen
Marktordnung für Schaffleisch wird, wiederum
gegen britische Vorbehalte, weitgehende Über-
einstimmung erzielt.

Mai
Indien
2. — 7. Mai: Kommissions-Präsident Roy Jenkins
führt in Indien Gespräche über ein neues Wirt-
schaftsabkommen, das den Handelsvertrag von
1974 ablösen soll.
Anden-Pakt
5. Mai: Erste Tagung der Außenminister der EG-
Staaten und der fünf Anden-Pakt-Staaten - Boli-
vien, Chile, Kolumbien, Ecuador und Peru - in
Brüssel. Im Mittelpunkt stehen die bilateralen
Beziehungen und die Vorbereitung eines künfti-
gen Kooperationsabkommens sowie ein Gedan-
kenaustausch über die internationale Lage.
Außenbeziehungen
5. —6. Mai: Tagung des Rates der Außenminister
zur Nachbereitung der Tagung des Europäischen
Rates in Luxemburg am 27. und 28. April (s.o.)
sowie zu Beratungen über die Wiederbelebung
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April—Mai

des Assoziationsabkommens mit der Türkei und
dem Abschluß eines Kooperationsabkommens
mit dem Anden-Pakt.
Agrarpolitik
6. — 7. Mai: Der Rat der Agrarminister trifft Be-
schlüsse zur Abwehr der Auswirkungen von
Wechselkursschwankungen auf die „grüne Wäh-
rung" und erzielt weitgehende Übereinstimmung
über die Agrarpreise für 1980/81. Eine gemeinsa-
me Marktordnung für Schaffleisch bleibt dagegen
umstritten.
Europarat
6. —8. Mai: Die für Einwanderungsfragen zustän-
digen Minister der Mitgliedstaaten des Europara-
tes konferieren über Einwanderungsprobleme.
Sie treten für eine erleichterte Familienzusam-
menführung und einen leichteren Erwerb der
Staatsbürgerschaft des Gastlandes ein und befür-
worten, daß die in Europa tätigen Gastarbeiter
über die Dauer ihres Aufenthaltes im Gastland
frei entscheiden dürfen.
Umweltschutzpolitik
7. Mai: Die Kommission veröffentlicht eine Mit-
teilung an den Rat unter dem Titel „Stand und Be-
urteilung der Anwendung des Aktionsprogramms
der EG für den Umweltschutz".

USA
8.-9. Mai: Während der halbjährlichen Konsul-
tationen zwischen der EG und den Vereinigten
Staaten kommt es zu keiner Beilegung der bilate-
ralen Handelskonflikte (Dumping-Klage gegen
europäische Stahlgesellschaften, Antidumping-
zölle der EG gegen amerikanische Chemiefaser-
Hersteller). Außerdem: Gespräche über die Ent-
wicklung im Iran und in Afghanistan.
Entwicklungspolitik

8. —9. Mai: Erste AKP-Tagung des Ministerrates
nach Unterzeichnung des Lome-II-Abkommens,
an der auch Vertreter Simbabwes teilnehmen.
Besprechungen zu Übergangsregelungen zum
Lome-II-Abkommen, über akute Handelsproble-
me und über eine Wiederaufnahme des Nord-
Süd-Dialogs.
Energiepolitik
13. Mai: Der Rat der für Energiefragen zuständi-
gen Minister legt die energiepolitischen Ziele der
Gemeinschaft fest. In Entschließungen werden
die Notwendigkeit weitergehender Energieein-
sparungen und einer Harmonisierung der einzel-
staatlichen Energiepolitiken betont. Die Kom-
mission wird beauftragt, einen Jahresbericht über

die gemeinschaftliche Energiepolitik und Vor-
schläge zu deren Fortenwicklung zu erarbeiten.
Iran
14. Mai: US-Außenminister Edward Muskie be-
spricht mit der Kommission in Brüssel Sanktionen
gegen den Iran.
Sozialpolitik
14.—15. Mai: Auf einer informellen Tagung der
für Arbeits- und Sozialfragen zuständigen Mini-
ster der EG-Staaten werden Probleme des Ar-
beitsmartes (Arbeitslosigkeit, Spannungen zwi-
schen den Sozialpartnern, türkische Gastarbei-
ter) erörtert.
Außenbeziehungen
17. —18. Mai: Die Außenminister der EG-Staaten
verabschieden während einer Tagung im Rahmen
der Europäischen Politischen Zusammenarbeit
(EPZ) in Neapel eine Erklärung, mit der die am
22. April in Luxemburg beschlossenen Sanktio-
nen gegenüber dem Iran (Genehmigungspflicht
für alle nach dem 4. November 1979 geschlosse-
nen Verträge, Handelsembargo, von dem ledig-
lich Medikamente und Nahrungsmittel ausge-
nommen sind, Einstellung des Kapitalverkehrs,
Verbot für Gütertransporte per Schiff, Flugzeug
oder Bahn und Einstellung der Kredithilfe für Ex-
porte nach Iran) mit Wirkung vom 22. Mai in
Kraft gesetzt werden. Dabei wird betont, daß die
Sanktionen ausschließlich der Befreiung der ira-
nischen Geiseln dienen sollen.
Die Minister erzielen keine Fortschritte in der
Frage des britischen Beitrages zum EG-Haus-
halt. Weitere Themen: Der euro-arabische Dia-
log und die Lage im Nahen-Osten.
Japan
19.—21. Mai: Während der halbjährlichen Kon-
sultationen zwischen der EG und Japan wird das
steigende Handelsbilanzdefizit der Gemeinschaft
gegenüber Japan erörtert.
Europäisches Parlament
19. —23. Mai: Auf der Mai-Tagung des Europäi-
schen Parlaments wird, angeregt durch die Be-
richte des Rats- und des Kommissionspräsiden-
ten, debattiert über den britischen Beitrag zum
EG-Haushalt, die Agrarpreise für 1980/81, die Fi-
schereipolitik, die Marktordnung für Schaffleisch
und den Haushalt für 1980. Das Parlament wie-
derholt seinen Anspruch auf Berücksichtigung
seiner Beschlüsse durch den Ministerrat und den
Europäischen Rat auf Mitsprache beim Abschluß
von Kooperationsabkommen.
In Resolutionen werden die Hilfe kambodschani-
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scher Behörden bei der Familienzusammenfüh-
rung von Flüchtlingen, die Freilassung von Ana-
tolij Schatscharanskij aus sowjetischer Haft und
das Ende der Inhaftierung und Folterung politi-
scher Gefangener in Ost-Timor gefordert.
Wirtschaft/Finanzen
27. Mai: Die Wirtschafts- und Finanzminister er-
örtern auf einer Ratstagung die von der Kommis-
sion vorgelegten Zahlen über Einnahmen und
Ausgaben der Gemeinschaft in den Jahren 1980
bis 1982.
Agrarpolitik
28. —30. Mai: Die Agrarminister stimmen auf ei-
ner Ratstagung dem gesamten Agrarpaket (Prei-
se, flankierende Maßnahmen, Schaffleisch) adre-
ferendum zu; die Zustimmung gilt automatisch,
sobald „die Übereinkunft in budgetärer Hinsicht
bestätigt wird". Das beschlossene Agrarpaket
umfaßt: Preiserhöhungen um 5,5 — 7%, für Milch
um 4% (2,5% für Butter, 5,3% für Magermilch-
pulver) ; Festsetzung der Mitverantwortungsabga-
be im Milchsektor auf 2%; Beibehaltung der gel-
tenden Regelung für Zucker für ein weiteres Jahr;
Abbau der positiven Währungsausgleichsbeträge
um 1 Punkt in der Bundesrepublik Deutschland
und um 0,2 Punkte in den Benelux-Ländern; Er-
höhungen der Haushaltsbelastungen für den Eu-
ropäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für
die Landwirtschaft (EAGFL); Zustimmung zu ei-
ner gemeinsamen Marktorganisation für Schaf-
fleisch sowie Festsetzung eines Grund-, Interven-
tions- und Referenzpreises für das Wirtschafts-
jahr 1980/81.
Haushalt/Agrarpolitik
29. -30. Mai: Die Außenminister erzielen auf ei-
ner Ratstagung einen Kompromiß in der Frage
des britischen Beitrages zum EG-Haushalt: Unter
Vorbehalt der Zustimmung der nationalen Regie-
rungen werden Großbritannien für das Jahr 1980
rund 1,175 Mrd. ERE (rund 2,9 Mrd. DM) und
für 1981 rund 1,410 Mrd. ERE (rund 3,5 Mrd.
DM) an Beitragszahlungen erlassen. Um das Bei-
tragsproblem 1982 zu lösen, werden Strukturver-
änderungen angekündigt. Falls Großbritanniens
Nettobeitrag die bisherigen Prognosen überstei-
gen sollte, erklärt sich die Gemeinschaft bereit,
die zusätzlichen Belastungen mitzutragen. Groß-
britannien akzeptiert im Gegenzug das am 30.
Mai vorgeschlagene Agrarpaket (s.o.). Außer-
dem verpflichtet sich der Rat, alles zu tun, damit
spätestens ab 1.1.1981 eine gemeinsame Fische-
reipolitik in Kraft treten kann.

Türkei
30. Mai: Auf einer Tagung des Assoziationsrates
EG—Türkei in Brüssel fordert die türkische Seite
die schnellere und intensivere Anbindung der
Türkei an die EG.

Juni
Österreich
Anfang Juni: Der Gemischte Ausschuß E G -
Österreich berät in Brüssel Österreichs Besorgnis
über sein wachsendes Handelsbilanzdefizit mit
der Gemeinschaft (1979: 64,3 Mrd. Schilling).
Umweltschutzpolitik
Anfang Juni: Die Kommission leitet dem Rat ein
neues Forschungsprogramm für die Jahre 1981 bis
1985 in Höhe von insgesamt 51 Mio. ERE zu.
Agrarpolitik
1. Juni: Das Büro der Europäischen Verbraucher
(BEUC) kritisiert den am 30. Mai vom Rat erziel-
ten Kompromiß über den britischen Haushalts-
beitrag und die Agrarpreise (s.o.), weil sich da-
durch die Lebenshaltungskosten der Verbraucher
um 4,15 Mrd. ERE (rund 11 Mrd. DM) steiger-
ten.
Neuseeland
1. Juni: Nach der Einigung des Ministerrates über
eine neue Schaffleisch-Marktordnung am 30. Mai
(s.o.) verhandeln Vertreter der EG und Neusee-
lands in Brüssel über ein neues Lieferabkommen
bezüglich des Exports neuseeländischen Schaf-
fleischs in die Gemeinschaft.
Spanien
2.-3. Juni: Auf der 3. Tagung des Gemischten
Parlamentarischen Ausschusses EG—Spanien in
Brüssel sprechen sich beide Seiten dafür aus, den
Beitritt Spaniens zur EG bis zum 1. Januar 1983
zu verwirklichen.
Agrarpolitik
3. Juni: Der amtierende Präsident des Rates der
Landwirtschaftsminister, der Italiener Giovanni
Marcora, schlägt auf einer informellen Tagung
der Agrarminister den Abbau der Agrarüber-
schüsse durch verstärkte Nahrungsmittelhilfe für
Länder der Dritten Welt vor.
Süderweiterung
5. Juni: Der französische Staatspräsident Giscard
d'Estaing schlägt in einer Rede vor der Ständigen
Versammlung der Landwirtschaftskammern in
Paris vor, die Erweiterung der Europäischen Ge-
meinschaft um Spanien und Portugal zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt nicht vorzunehmen und eine
Pause eintreten zu lassen.
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Mai—Juni

Libanon
6. Juni: Erste Tagung des Kooperationsrates
EG—Libanon auf Botschafterebene in Brüssel
über das am 1. November 1978 in Kraft getretene
Kooperationsabkommen und Probleme, die sich
für den Libanon aus der geplanten Süderweite-
rung der EG ergeben.
Portugal
6. Juni: 9. Verhandlungsrunde über den EG-Bei-
tritt Portugals in Brüssel
Wirtschaft/Finanzen
9. Juni: Die Wirtschafts- und Finanzminister stim-
men während einer Ratstagung dem Bericht des
Währungsausschusses über die Rolle der EG bei
der Rückführung von Petro-Geldern zu, wonach
für 1980 und 1981 keine Probleme beim „Recyc-
ling" zu erwarten sind.
Sozialpolitik
9. Juni: Die für Arbeits- und Sozialfragen zustän-
digen Minister verabschieden auf einer Ratsta-
gung in Luxemburg eine Entschließung über Leit-
linien einer gemeinschaftlichen Arbeitsmarktpo-
litik (Erhöhung der Arbeitsmarkttransparenz und
Verbesserung der Berufs- und Arbeitsbedingun-
gen) , eine Richtlinie zum Schutz der Arbeitneh-
mer vor gefährlichen chemischen, physikalischen
und biologischen Stoffen sowie eine Empfehlung
für eine Verbesserung der Arbeitsmethoden der
Europäischen Dreierkonferenz.
Entwicklungspolitik
9. Juni: Die Kommission genehmigt Projekte zu-
gunsten der nichtassoziierten Entwicklungsländer
Nicaragua, Thailand und Nepal in Höhe von 7,5
Mio. ERE.
Agrarpolitik
10. Juni: Zur Rationalisierung der Agrarausga-
ben beschließt die Kommission eine Kürzung der
Exporterstattungsbeiträge auf Milcherzeugnisse
(für Butter von 163 ERE auf 100 ERE pro kg, für
Magermilchpulver von 50 auf 30 ERE, für Butter-
öl von 212 auf 130 ERE).
10. Juni: Der Europäische Gewerkschaftsbund
(EGB) kritisiert die Erhöhung der Agrarpreise
um durchschnittlich 5%, wie sie vom Rat am 30.
Mai (s.o.) getroffen wurde und fordert eine Er-
weiterung der direkten Einkommenshilfen für
Landwirte.
Industriepolitik
11. Juni: Informelles Treffen der für Industriefra-
gen zuständigen Minister zur Beratung der Öl-
preiserhöhungen und deren Auswirkungen auf
die europäische Automobilindustrie.

Europäischer Rat
12. —13. Juni: Tagung des Europäischen Rates in
Venedig. In einer Erklärung zum Nahen Osten
bekunden die neun Staats- und Regierungschefs
ihre Bereitschaft an einer Friedenssuche im Nah-
Ost-Konflikt intensiv mitzuwirken; sie fordern
die Anerkennung des Existenzrechts aller Staaten
dieser Region und das Selbstbestimmungsrecht
der Palästinenser, erklären ihre Bereitschaft, sich
an einem System internationaler Garantien, „ein-
schließlich solcher an Ort und Stelle", zu beteili-
gen, fordern die Beteiligung aller Betroffenen —
auch der PLO — an einer Friedensregelung, wen-
den sich gegen eine Veränderung des Jerusalem-
Status und verlangen freien Zugang zu den Heili-
gen Stätten für alle und verurteilen die israelische
Siedlungspolitik.
Außerdem Erklärungen zur sowjetischen Inva-
sion in Afghanistan, zum euro-arabischen Dialog,
zum Libanon und zur Wiederbelebung des Nord-
Süd-Dialogs. Ebenfalls erörtert werden Maßnah-
men zur Bekämpfung der Inflation und der Ar-
beitslosigkeit. Über die Neubesetzung des Amtes
des Kommissionspräsidenten wird keine Eini-
gung erzielt.
Fischereipolitik
16. Juni: Die für Fischereifragen zuständigen Mi-
nister stimmen auf einer Ratstagung Fischereiab-
kommen mit Schweden, Senegal, Guinea-Bissau,
Norwegen, Kanada, den Färöer-Inseln und Ju-
goslawien zu.
Europäisches Parlament
16. —20. Juni: Juni-Tagung des Europäischen Par-
laments in Straßburg. Der amtierende Ratspräsi-
dent Emilio Colombo und Kommissionspräsident
Roy Jenkins legen Berichte über den Venedig-
Gipfel vom 30. Mai vor (s.o.). Die Mehrheit der
Parlamentarier unterstützt die EG-Nahost-Initia-
tive.
Verabschiedung einer Resolution, wonach Wan-
derarbeitnehmer in allen EG-Staaten Kindergeld
nach den Gesetzen des Landes beziehen sollen, in
dem sie arbeiten, auch wenn die Kinder im Her-
kunftsland bleiben sowie Entschließung zur
Gleichbehandlung von Mann und Frau im Ar-
beitsleben.
Süderweiterung
17. Juni: In der südfranzösischen Grenzstadt Per-
pignan zerstören französische Bauern aus Protest
gegen die geplante Süderweiterung der EG spani-
sche LKW's und Waren, die für EG-Länder be-
stimmt waren.
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Österreich
17. Juni: Österreichs Bundeskanzler Bruno Kreis-
ky erörtert bei einem Besuch der EG-Kommis-
sion die Probleme, die sich aus der geplanten Süd-
erweiterung der EG für Österreich ergeben.
Sozialpolitik
17. Juni: Die Kommission gibt die Genehmigung
einer ersten Serie von Anträgen auf Zuschüsse
aus dem Europäischen Sozialfonds bekannt. Eine
prozentuale Aufteilung dieser Zuschüsse auf die
Mitgliedstaaten ergibt: 2,40% für Belgien, 2,85%
für die Bundesrepublik Deutschland, 2,69% für
Dänemark, 25,37% für Frankreich, 22,45% für
Großbritannien, 16,44% für Irland. 26,20% für
Italien, 0,11% für Luxemburg und 1,49% für die
Niederlande.
Agrarpolitik
17. Juni: Die Agrarminister stimmen auf einer
Ratstagung dem Entwurf einer Verordnung über
Schaffleisch zu und beraten über Strukturmaß-
nahmen für verschiedene Regionen der Gemein-
schaft.
Haushalt
17.—18. Juni: Der Rat der Finanzminister erar-
beitet zur Vorlage beim Parlament eine allgemei-
ne Richtlinie zum Haushaltsplan 1980 und verlän-
gert die bis zum 30.6.1980 befristete Verordnung
über die Einführung des Europäischen Wäh-
rungssystems (EWS) in die Gemeinsame Agrar-
politik (GAP) bis zum 31.3.1981.
Entwicklungspolitik
18. Juni: Vertreter der Kommission und von neun
arabischen Entwicklungsbanken erörtern 19 ge-
meinsame Entwicklungsvorhaben in der Dritten
Welt mit einem Gesamtinvestitionsvolumen von
2 800 Mio. ERE, von dem die EG 31% über-
nimmt.
Anden-Pakt
18. Juni: Aufnahme von Verhandlungen mit den
fünf Anden-Pakt-Staaten Bolivien, Peru, Chile,
Ecuador und Kolumbien über ein Kooperations-
und Entwicklungsabkommen.
Portugal
19. Juni: Während des Besuchs von Portugals Mi-
nisterpräsident Sa Carneiro bei der Kommission
treten beide Seiten in einer Erklärung für einen
Beitritt Portugals in die EG im Jahre 1983 ein.
Rechtspolitik
19. Juni: Die Justizminister erreichen auf einer
Ratstagung Übereinkommen über Vereinheit-
lichungen in einigen Rechtsbereichen.

Verkehrspolitik
24. Juni: Die Verkehrsminister beschließen auf
einer Ratstagung, die Sommerzeit 1981 am 29.
März und 1982 am 28. März einzuführen, einigen
sich darauf, bis 1. Januar 1983 einen einheitlichen
Führerschein einzuführen und beauftragen die
Kommission zur Überprüfung der unterschiedli-
chen Flugtarife im Personenflugverkehr in den
einzelnen EG-Staaten.
Europäisches Parlament
26.-27. Juni: Sondertagung des Europäischen
Parlaments in Luxemburg über den Haushalts-
plan der Gemeinschaft. In Abänderung der Vor-
lage des Rates vom 17. Juni plädiert das Europa-
Parlament für die Erhöhung der nichtobligatori-
schen Ausgaben um 11,030 Mrd. ERE und die
Senkung der Rückerstattungen im Milchsektor
um 100 Mio. ERE. Andere frühere Forderungen
(Budgetisierung des Europäischen Entwicklungs-
fonds und der EG-Anleihen) werden nicht erho-
ben.
Entwicklungspolitik
27. Juni: Der Rat paraphiert ein Abkommen über
einen gemeinsamen Fonds zugunsten der Stabili-
sierung der Rohstoffpreise in Entwicklungslän-
dern.
Bildungspolitik
27. Juni: Der Rat der Bildungsminister berät über
die Ausbildung der Wanderarbeitnehmer und ih-
rer Kinder, die Förderung des Fremdsprachenun-
terrichts, die Chancengleichheit für Mädchen in
der Ausbildung, das Thema „Europa" in den
Schulen, die Hochschulzulassung von Studenten
aus anderen Mitgliedstaaten und die Entwicklung
der Bildungssysteme in den Mitgliedstaaten.
Haushalt
30. Juni: Der Rat der Außenminister erklärt sich
mit Ausnahme der Erstattungen für Milch und
Milcherzeugnisse mit den Änderungen des Euro-
päischen Parlaments vom 26. und 27. Juni (s.o.)
zum Entwurf des Gesamthaushaltsplans einver-
standen.

Juli
Institutionen
1. Juli: Der Ratsvorsitz geht von Italien auf Lu-
xemburg über.
Türkei
1. Juli: Der Assoziationsrat EG—Türkei erzielt in
seinem Bemühen zur Wiederbelebung des Asso-
ziierungsabkommens Kompromißlösungen in
den drei Problembereichen Landwirtschaft, wirt-
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Juni—Juli

schaftliche Zusammenarbeit und türkischer Wan-
derarbeitnehmer .
Handelspolitik
1. Juli: Ein neues Zollwertsystem für die Europäi-
sche Gemeinschaft tritt in Kraft. Es ersetzt die seit
fast dreißig Jahren angewendeten Regeln und soll
dazu beitragen, Behinderungen des internationa-
len Handelsverkehrs, die durch Anwendung un-
terschiedlicher Verfahren bei der Festlegung des
Zollwertes entstehen, abzustellen.
Umweltschutzpolitik
1. Juli: Die für Umweltfragen zuständigen Mini-
ster beraten in Luxemburg Vorschläge für eine
Richtlinie über die Gefahren schwerer Unfälle bei
bestimmten Industrietätigkeiten („Seveso-Richt-
linie"), eine Entschließung zur grenzüberschrei-
tenden Luftverschmutzung durch Schwefeldioxid
und Schwefelstaub sowie das 2. Aktionspro-
gramm für den Umweltschutz.
Institutionen
1. Juli: Es wird bekanntgegeben, daß sich die
neun Staats- und Regierungschefs auf Luxem-
burgs Außenminister, Gaston Thorn, als neuen
Kommissionspräsidenten geeinigt haben.
Sozialpolitik
2. Juli: In einer Initiativ-Stellungnahme des Wirt-
schafts- und Sozialauschusses wird empfohlen,
daß die EG allen Ländern, mit denen ein Koope-
rationsabkommen besteht oder beabsichtigt ist,
auch den Abschluß eines Sozialabkommens vor-
schlägt. Damit sollen die Partner der EG ver-
pflichtet werden, Übereinkommen der Interna-
tionalen Arbeitsorganisationen über sozialen
Schutz zu ratifizieren.
Entwicklungspolitik
2. Juli: Die Kommission bewilligt Stabex-Trans-
fers in Höhe von 63,3 Mio. ERE zum Ausgleich
von Einbußen, die 14 AKP-Staaten im Jahre 1980
beim Export von Waren in die EG erlitten haben.
Damit wurde die Anwendung des Stabex-Systems
im Rahmen des Lome-I-Abkommens abgeschlos-
sen: In fünf Jahren wurden an 37 AKP-Staaten,
die beim Export von insgesamt 22 Waren in die
EG Einbußen erlitten hatten, 375 Mio. ERE ge-
zahlt.
Außenbeziehungen
2. —3. Juli: Die Außenminister erörtern im Rah-
men einer Tagung der Europäischen Politischen
Zusammenarbeit (EPZ) in Luxemburg die Er-
gebnisse der Moskau-Reise von Bundeskanzler
Helmut Schmidt, Fragen der Sicherheitspolitik,
die Nahost-Initiative des Europäischen Rates

vom 12. und 13. Juni (s.o.) sowie über die Verlet-
zung der territorialen Integrität und nationalen
Souveränität Thailands durch vietnamesische
Truppen.
Europäisches Parlament
7.-11. Juli: Tagung des Europäischen Parla-
ments in Luxemburg. Der seit 1. Juli amtierende
Ratspräsident Gaston Thorn stellt die Schwer-
punkte seines Programms für die nächsten sechs
Monate vor: Energiepolitik, Beziehungen zur
Dritten Welt, strukturelle Änderungen der Ge-
meinschaftsorgane. Das Parlament verabschiedet
endgültig den Haushalt für 1980 und erhält von
der Kommission die Vorlage des Gesamthaus-
haltsplans der EG für 1981, der mit 21 734 Mrd.
ERE eine erhebliche Steigerung gegenüber 1980
vorsieht. Bezüglich der wirtschaftlichen Entwick-
lung für 1980 betont das Parlament die Bedeutung
der Geldwertstabilität für Vollbeschäftigung und
wirtschaftliches Wachstum. Zur Verbesserung
der Lage der Stahlindustrie werden vorzeitige
Pensionierung, Einschränkung der Überstunden
und Verbesserung der Arbeitsbedingungen sowie
Verkürzung der Arbeitszeit vorgeschlagen.
Außerdem: Entschließung zur Schaffung eines
koordinierten europäischen Flugsicherungssy-
stems, zur Intensivierung der Flüchtlingshilfen
der Gemeinschaft am Hörn von Afrika, zur Ver-
letzung der territorialen Integrität und nationalen
Souveränität Thailands durch vietnamesische
Truppen und zu Verletzungen der Menschenrech-
te in Argentinien.
Entwicklungspolitik
8. Juli: Das für Entwicklungsfragen zuständige
Mitglied der Kommission, Claude Cheysson, gibt
bekannt, daß die Beziehungen zu Liberia im Rah-
men des AKP-Abkommens eingefroren werden,
bis die „eklatanten Menschenrechtsverletzun-
gen" in Liberia abgestellt sind.
Japan
9. Juli: Kommissions-Vizepräsident Wilhelm Ha-
ferkamp erörtert in Japan Handelsprobleme zwi-
schen Japan und der EG. Die japanischen Vertre-
ter plädieren für eine intensivere Zusammenar-
beit mit der EG, insbesondere bezüglich des
Nord-Süd-Dialogs, gemeinsamer Entwicklungs-
projekte, Energiefragen, neuer Technologien,
Kernreaktorsicherheit und Industriepolitik
Haushalt/Investitionen
75. Juli: Der Rat der Wirtschafts- und Finanzmi-
nister legt die Leitlinien für die Haushaltspolitik
1981 fest und gibt 80% der zweiten Anleihentran-
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ehe (400 Mio. ERE) des Gemeinschaftsinstru-
ments zur Investitionsföderung (sog. „Ortoli-Fa-
zilität") frei.
Handelspolitik
17. Juli: Die Kommission fordert für sich ein Ve-
torecht gegen die Einführung neuer nationaler
Handelsbestimmungen, da diese oftmals die Frei-
zügigkeit im innergemeinschaftlichen Handel be-
einträchtigen (sog. „nichttarifäre Handelshemm-
nisse").
Neuseeland
18. Juli: Die Kommission und Neuseeland han-
deln bezüglich der neuseeländischen Schaffleisch-
exporte in die Gemeinschaft einen Kompromiß
aus.
Rat für Gegenseitige Wirtschaftshilfe
17.—20. Juli: Die Wirtschaftsgespräche zwischen
der EG und dem Rat für Gegenseitige Wirt-
schaftshilfe auf Beamtenebene bringen keine An-
näherung der unterschiedlichen Standpunkte.
Spanien
21. Juli: Bei der ersten Verhandlungsrunde EG-
— Spanien auf Ministerebene nach der Äußerung
des französischen Staatspräsidenten gegen die zu
schnelle Erweiterung der Gemeinschaft vom 5.
Juni (s.o.), sichert der Ratspräsident Gaston
Thorn zu, daß die Beitrittsverhandlungen im vor-
gesehenen Rhytmus fortgesetzt werden.
Regionalpolitik/Außenbeziehungen
21.-22. Juli: Der Rat der Außenminister verab-
schiedet fünf Gemeinschaftsmaßnahmen zur re-
gionalen Entwicklung für die Jahre 1980 bis 1984
(Stahlproduktion in Italien, Großbritannien und
Belgien, Schiffbauprojekte in Großbritannien
und Irland, Förderung britischer und irischer
Grenzgebiete, Energieprojekte in Italien sowie
Projekte zur Linderung negativer Folgen der Süd-
erweiterung für Italien und Frankreich) mit einem
Finanzaufwand von 220 Mio. ERE aus dem Re-
gionalfonds.
Außerdem Beratungen über Maßnahmen zur Un-
terstützung des EG-Beitritts Portugals, den Nord-
Süd-Dialog, das Beitrittsgesuch Simbabwes zum
Lome-II-Abkommen und die Handelspolitik ge-
genüber Japan.
Außenbeziehungen
22. Juli: Entsprechend einer Empfehlung des Eu-
ropäischen Rates beauftragen die Außenminister
auf einer Tagung im Rahmen der Europäischen
Politischen Zusammenarbeit (EPZ) den Ratsprä-
sidenten Gaston Thorn, bei einer Reise durch ver-
schiedene arabische Länder und Israel die Mög-

lichkeiten einer Nahost-Initiative der EG zu er-
kunden.
Agrarpolitik
22. Juli: Der Rat der Landwirtschaftsminister be-
rät den Entwurf eines Selbstbeschränkungsab-
kommens der EG mit Neuseeland über den neu-
seeländischen Export von Schaffleisch in die Ge-
meinschaft und erklärt sich einverstanden, die
Einfuhr neuseeländischer Butter durch Preiser-
höhungen zu senken.
Rumänien
28. Juli: Vertreter Rumäniens und der EG unter-
zeichnen in Rumänien beiderseitige Abkommen
über den Handel mit gewerblichen Waren und die
Einsetzung eines Gemischten Ausschusses, der
Handelsfragen erörtern soll. Rumänien erhält da-
mit als erster Staat des Rates für Gegenseitige
Wirtschaftshilfe (RGW) von der EG eine Vor-
zugsbehandlung für seine gewerblichen Produkte
eingeräumt.
Naher Osten
29. Juli: Im Auftrag des Europäischen Rates
bricht der amtierende Ratspräsident Gaston
Thorn zu einer Sondierungsmission in den Nahen
Osten auf. Die Stationen der Reise sind: Tunesien
(29.-30. Juli), Israel (31. Juli - 1. August), Lib-
anon (4 . -5 . August), Syrien (6. August), Jorda-
nien (7. —10. August), Kuweit (20. August), Irak
(20.-21. August), Zypern (21.-22. August),
Saudi-Arabien (23.-24. August) und Ägypten
(29.-31. August).
Handelspolitik
Ende Juli: Die Kommission legt dem Rat ein neu-
es, gegenüber dem existierenden erheblich verän-
dertes Schema für die Gewährung Allgemeiner
Zollpräferenzen zugunsten von Entwicklungslän-
dern für den Zeitraum 1981 bis 1985 vor. Danach
sollen bei allen gewerblichen Waren außer Texti-
lien die Präferenzvorteile in Zukunft nach der
Wettbewerbsfähigkeit des jeweiligen Entwick-
lungslandes bemessen werden.

August
Investitionen
22. August: Der Rat genehmigt eine zweite An-
leihentranche des Gemeinschaftsinstruments zur
Investitionsförderung (sog. „Ortoli-Fazilität") in
Höhe von 400 Mio. ERE.
Entwicklungspolitik
27. August: Am Rande der 11, Sondergeneralver-
sammlung der Vereinten Nationen in New York
beraten die Außenminister der EG-Staaten über
die Schwierigkeiten bei der internationalen wirt-
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Juli—September

schaftlichen Zusammenarbeit in Entwicklungs-
fragen.

September
Europäische Parteienbünde
1.—2. September: III. Kongreß der Europäischen
Volkspartei (EVP) in Köln mit Debatten über die
Zukunftsperspektiven der Partei, die Außen- und
Wirtschaftspolitik der Gemeinschaft.
Stahlkrise
3. September: Die Kommission schlägt angesichts
der Krise in der Eisen- und Stahlindustrie Kür-
zungen der für die einzelnen Länder vereinbarten
Produktionsquoten für Stahl vor.
KSZE
9. September: Beginn des Vorbereitungstreffens
für das zweite Nachfolgetreffen der Konferenz für
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
(KSZE) in Madrid.
Indien
75. September: In Brüssel werden Verhandlungen
über ein Wirtschafts- und Handelsabkommen
zwischen der EG und Indien wiederaufgenom-
men.
Außenbeziehungen
75. September: Ratspräsident Gaston Thorn be-
richtet auf einer Tagung im Rahmen der Europäi-
schen Politischen Zusammenarbeit (EPZ) über
seine Nahost-Mission vom 29.7. bis 31.8. (s.o.).
In Erklärungen drücken die Außenminister ihre
Hoffnung auf eine baldige Rückkehr zur Demo-
kratie in der Türkei und einer zügigen Lösung des
Libanon-Konfliktes aus.
Simbabwe/Entwicklungspolitik
15.—16. September: Die Außenminister billigen
auf einer Ratstagung die Vorschläge der Kommis-
sion zum Beitrittsgesuch Simbabwes zum Lome-
II-Abkommen und erteilen ihr ein weiteres Ver-
handlungsmandat. Mit Delegierten des Europäi-
schen Parlaments wird eine neue Rahmenverord-
nung über eine Hilfe für nicht mit der EG assozi-
ierte Entwicklungsländer erörtert.
Europäisches Parlament
15.-19. September: September-Tagung des Eu-
ropäischen Parlaments in Straßburg mit einer Ge-
neraldebatte über das Problem des Hungers in der
Welt. Das Parlament verlangt von der Gemein-
schaft eine geschlossene Strategie für eine wirksa-
me und umfassende Bekämpfung des Hungers in
der Welt. Außerdem fordert es Kommission und
Rat auf, die wirtschaftliche und finanzielle Zu-
sammenarbeit mit Polen zu verstärken, verlangt
von der türkischen Militärregierung die Achtung

der Menschenrechte und die rasche Rückkehr zur
Demokratie, klagt Iran der Menschenrechtsver-
letzung an und plädiert für einen Stopp der Liefe-
rungen europäischer Agrarüberschüsse an den Ir-
an, verweigert dem Bolivianischen Militärregime
die Anerkennung und spricht sich für die Einstel-
lung jeglicher Entwicklungshilfe an Bolivien aus
und fordert schließlich von den Behörden Süd-
Koreas die Freilassung des zum Tode verurteilten
Oppositionsführers Kim Dae Jung. Der Kompro-
miß über den britischen Beitrag zum EG-Haus-
halt wird gebilligt, allerdings mit der Einschrän-
kung, der ausgehandelte Kompromiß könne nur
eine Übergangslösung sein.
Naher Osten

17. September: Ratspräsident Gaston Thorn be-
richtet dem Politischen Ausschuß des Europäi-
schen Parlaments über seine Nahost-Mission vom
29.7. bis zum 31.8. (s.o.).
Brasilien
18. September: Unterzeichnung eines Rahmenab-
kommens über Handel und wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit zwischen der EG und Brasilien in
Brüssel.
Australien
18. September: Erfolgreicher Abschluß einer Ver-
handlung zwischen der Kommission und einer
australischen Regierungsdelegation über ein
Selbstbeschränkungsabkommen über Ausfuhren
australischen Schaffleischs und andere Agrarpro-
dukte in die EG.
Iranisch-irakischer Konflikt
23. September: Im Rahmen der Europäischen Po-
litischen Zusammenarbeit (EPZ) verabschieden
die Außenminister eine Erklärung zum iranisch-
irakischen Konflikt, in der sie den unverzüglichen
Waffenstillstand fordern und auf die Bedeutung
der Freiheit der Schiffahrt im Persischen Golf hin-
weisen.
Haushalt

23. —24. September: Der Rat für Haushaltsfragen
stellt den Gesamthaushaltsplan der EG für 1981
fest und übermittelt ihn an das Europäische Parla-
ment. Mit 20,195 Mrd. ERE Verpflichtungser-
mächtigungen und 19,250 Mrd. ERE Zahlungser-
mächtigungen liegt er erheblich unter dem Kom-
missionsvorschlag. Insbesondere die nichtobliga-
torischen Ausgaben, vor allem Mittel für den Re-
gionalfonds und für Hilfe an nichtassoziierte Ent-
wicklungsländer, wurden gekürzt.

24. September: Die Kommission distanziert sich
vom Haushaltsentwurf des Rates und erklärt, in
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dieser Form sei er keine geeignete Grundlage für
die Gemeinschaftsarbeit 1981.
Europarat
24. September — 3. Oktober. Tagung der Parla-
mentarischen Versammlung des Europarates in
Straßburg. Debatten über Energiepolitik, über
das KSZE-Folgetreffen in Madrid, die Ereignisse
in Polen und die Menschenrechtsverletzungen im
Ostblock, über den Militärputsch in Bolivien, die
Lage in der Türkei nach der Machtübernahme der
Militärs sowie das Wiederaufleben faschistischer
und rassistischer Propaganda.
Entwicklungspolitik
24. —26. September. Erste Sitzung der Parlamen-
tarischen Versammlung EG—AKP nach Unter-
zeichnung des Lome-II-Abkommens. In einer
Entschließung wird eine weitere Intensivierung
der handelspolitischen Zusammenarbeit und der
Abbau noch vorhandener Hemmnisse für AKP-
Ausfuhren in die Gemeinschaft gefordert.
Fischereipolitik
19. September: Der Rat der für Fischereifragen
zuständigen Minister billigt eine Verordnung
über technische Maßnahmen zur Erhaltung der
Fischereibestände. Sie tritt am 1. Oktober in
Kraft, gilt aber nur bis zum 20. Dezember, falls es
den Ministern bis dahin nicht gelingt auch über
Umstrukturierung der Fanggebiete und Fangquo-
tenaufteilung Einigung zu erzielen.
Agrarpolitik
30. September: Der Rat der Agrarminister ver-
langt eine Harmonisierung der Rechtsvorschrif-
ten und wirksamere Kontrollen bei der Verwen-
dung voq Hormonen bei der Aufzucht von Käl-
bern und der Produktion von Kalbfleisch. Er bil-
ligt die von der Kommission ausgehandelten
Selbstbeschränkungsabkommen mit Schaffleisch-
exporteuren.

Oktober
Japan
Anfang Oktober: Kommissionspräsident Roy
Jenkins erörtert in Japan bilaterale Handelspro-
bleme, vor allem im Bereich der Auto- und Elek-
troindustrie.
Stahlkrise
6. Oktober. Die Kommission ruft angesichts der
schlechten Lage der europäischen Stahlindustrie
die „manifeste Krise" nach Art. 58 EGKS-Ver-
trag aus, d.h. sie behält sich vor, ein zeitlich befri-
stetes System von Produktionsquoten für die
Stahlerzeugung einzuführen, das auch hohe Geld-

bußen für zuwiderhandelnde Unternehmen um-
faßt.
Israel
7. Oktober: Auf der 2. Ministertagung des Koope-
rationsrates EG-Israel in Luxemburg erörtert die
israelische Delegation ihre Besorgnis über das
Handelsbilanzdefizit Israels gegenüber der Ge-
meinschaft und über negative Auswirkungen der
Süderweiterung der EG auf Israel. Die Israelis
kritisieren die Nahost-Erklärung des Europäi-
schen Rates vom 12. bis 13. Juli 1980 (s.o.).
Haushalt
7. Oktober: Der Rat der Außenminister befaßt
sich mit dem Haushaltsentwurf für 1981. Kom-
missionspräsident Roy Jenking kritisiert, unter-
stützt vom italienischen Außenminister, die Kür-
zungen des Rates am Haushaltsentwurf der Kom-
mission vom 23724. September (s.o.). Der Rat ei-
nigt sich auf Umgestaltungen des Finanzmecha-
nismus und Sonderhilfen für Portugal vor dessen
Beitritt. Acht Mitgliedstaaten befürworten den
Vorschlag der Kommission vom 6. Mai, ein Sy-
stem von Produktionsquoten für die Stahlindu-
strie einzuführen (s.o.). Die deutsche Delegation
äußert sich nicht, da die Bundesregierung in die-
ser Frage noch nicht konsultiert wurde.
Agrarpolitik
13. Oktober: Die Kommission legt eine Arbeits-
unterlage vor, in der agrarpolitische Maßnahmen
der Gemeinschaft dargestellt werden: Für den
Zeitraum von 1980 bis 1984 werden 420 Mio.
ERE zur Modernisierung von landwirtschaftli-
chen Betrieben, für Maßnahmen zur Dämpfung
des Ungleichgewichts auf den Märkten für be-
stimmte Produkte und für spezielle regionale Pro-
bleme bereitgestellt.
Japan
13. Oktober: In Brüssel sprechen japanische Han-
delsexperten mit Kommissionsmitgliedern über
das wachsende Handelsbilanzdefizit der Gemein-
schaft gegenüber Japan.
Agrarpolitik
13. -14. Oktober: Tagung des Rates der Landwirt-
schaftsminister über die Entwicklung der Agrar-
ausgaben der Gemeinschaft für 1980 und 1981.
Europäisches Parlament
13.-17. Oktober: Sitzungswoche des Parlaments
in Straßburg. Das Parlament bezeichnet den vom
Rat am 23724. September vorgelegten Haushalts-
entwurf für 1981 (s.o.) als nicht akzeptabel und
erörtert den Stahlkrisenplan der Kommission
vom 3. September (s.o.). In einer Entschließung
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September— Oktober

zum KSZE-Folgetreffen in Madrid werden die
Einsetzung eines Ausschusses zur Untersuchung
der Fortschritte im Bereich der Menschenrechte
in den Unterzeichnerstaaten der KSZE-Akte und
eine Prüfung der Vorschläge für eine Abrüstungs-
konferenz in Europa gefordert. Außerdem: Ent-
schließungen zum iranisch-irakischen Konflikt
(die EG-Staaten sollen ihre Vermittlung zur Bei-
legung des Konfliktes anbieten), zu den jüngsten
Terroranschlägen in Europa (Aufforderung an
die Regierungen das Wiederaufleben von Fa-
schismus, Rassismus, Fremdenhaß und Antise-
mitismus zu beachten), zum Walfang (Forderung
nach Einfuhreinschränkungen für alle Waler-
zeugnisse und vollständiges Walfangverbot) so-
wie zur Liberalisierung im europäischen Luftver-
kehr und zum Verbraucherschutz.
Europarat
16. Oktober: Das Ministerkommitee des Europa-
rates tagt in Straßburg zu Fragen des KSZE-Fol-
getreffens, des Terrorismus, der ausgewogenen
Entwicklung in Europa und der Lage in der Tür-
kei.
Rat für Gegenseitige Wirtschaftshilfe
16. Oktober: In Genf werden neue Gespräche
zwischen der EG und dem Rat für gegenseitige
Wirtschaftshilfe (RGW) aufgenommen.
Wirtschaft/Finanzen
20. Oktober: Der Rat der Wirtschafts- und Fi-
nanzminister berät die zweite Tranche des neuen
Gemeinschaftsinstruments zur Investitionsförde-
rung (sog. „Ortoli-Fazilität") und Fragen der
Rückschleusung von Petrodollars und der Finan-
zierung einer gemeinsamen Industriepolitik sowie
gemeinsame Finanzierungspläne zur Konsolidie-
rung ölpreisbedingter Zahlungsbilanzdefizite der
Mitgliedstaaten.
Sozialpolitik
22. Oktober: Der Rat der Sozialminsiter verab-
schiedet eine Richtlinie zur Harmonisierung von
Vorschriften zur Wahrung der Arbeitnehmer-
rechte bei Konkursen.
UdSSR
23. Oktober: Nach Mitteilung der Kommission
wird die Gemeinschaft den Gerste-Export in die
UdSSR in so begrenztem Umfang wiederaufneh-
men, daß das von den Vereinigten Staaten im Zu-
sammenhang mit der sowjetischen Invasion in
Afghanistan verhängte Getreideembargo nicht
unterlaufen werde.
Stahlkrise
25. Oktober: Von der Bundesregierung beantrag-

te Sondersitzung des Rates der Wirtschaftsmini-
ster zur Stahlkrise. Die Bundesregierung erklärt
sich trotz Bedenken und bei einstweiliger Aus-
klammerung von Edelstahlerzeugung grundsätz-
lich mit der Einführung von Produktionsquoten
für Stahlprodukte einverstanden, so daß das Quo-
tensystem rückwirkend ab 1. Oktober in Kraft
tritt.
Außenbeziehungen
25.-26. Oktober: Die Außenminister beraten im
Rahmen der Europäischen Politischen Zusam-
menarbeit (EPZ) in Luxemburg über das KSZE-
Folgetreffen in Madrid, den iranisch-irakischen
Konflikt, die Beziehungen zum Iran und den eu-
ro-arabischen Dialog.
Wirtschaft/Finanzen
27. Oktober: Der Rat der Wirtschafts- und Fi-
nanzminister verabschiedet zwei Verordnungen,
durch die die Kompromißvereinbarungen vom
30. Mai über den britischen Beitrag zum EG-
Haushalt (s.o.) rechtskräftig werden. Außerdem
wird über die Harmonisierung der Verbrauchs-
steuer auf alkoholische Getränke beraten.
Fischereipolitik
28. Oktober: Der Rat der für Fischereifragen zu-
ständigen Minister einigt sich über Maßnahmen
zur Kontrolle der Tätigkeit der Fischereiflotten
von Mitgliedstaaten. Eine Sondergruppe hoher
Beamter soll eine Entscheidung über die Festle-
gung der Fangquoten für 1980 vorbereiten.
Stahlkrise
29. Oktober: Die Kommission beantragt vom Rat
die Bereitstellung von 112. Mio. ERE aus dem
Haushalt 1981 für Unterstützungmaßnahmen zu-
gunsten von der Umstrukturierung der Stahlindu-
strie betroffener Arbeitnehmer.
WSA
29. Oktober: Der Ire Thomas Roseingrave von
der Gruppe „Verschiedene Interessen" wird für
zwei Jahre neuer Präsident des Wirtschafts- und
Sozialausschusses.
Stahlkrise
30. Oktober. Der Rat der Wirtschaftsminister
stimmt der Einführung von Produktionsquoten
für Eisen und Stahl nach Art. 58 EGKS-Vertrag
für die Zeit bis zum 30. Juni 1981 zu und verein-
bart Ausnahmeregelungen für Stahlguß für Gie-
ßereien und Fein- und Edelstahle von Unterneh-
mungen mit einer Produktion von weniger als
6000 t pro Vierteljahr sowie für Weißbleche,
Gleismaterial und Vorerzeugnisse für Röhren.
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Verbraucherschutz
30. Oktober: Die Kommission schlägt vor, ab 1.
Juni 1981 die Verwendung von natürlichen und
künstlichen Hormonsubstanzen in der gesamten
Tierhaltung zu verbieten.
Fischereipolitik
Ende Oktober: Norwegen protestiert gegen die
„systematische Überfischung von Herings- und
Makrelenbeständen" und die „starke Überschrei-
tung der für 1980 zugestandenen Fangquoten"
durch die Fischfangflotte der EG-Staaten.

November
Thailand
Anfang November: In Bangkok wird der Entwurf
eines Abkommens EG-Thailand unterzeichnet,
in dem sich Thailand verpflichtet, seine Lieferun-
gen von Tapioka in die EG zu begrenzen.
Argentinien
Anfang November: Argentinien teilt der EG mit,
es wolle sein Handelsabkommen mit der EG nicht
verlängern, weil es die Vorschläge der EG zum
Export argentinischer Fleischprodukte in die Ge-
meinschaft nicht akzeptiere.
China
3. -4. November: Der im Rahmen des Handelsab-
kommens von 1978 gebildete gemeinsame Aus-
schuß China-EG tagt in Brüssel über die Entwick-
lung des Handelsverkehrs und der sonstigen Be-
ziehungen zwischen China und der Gemeinschaft.
Europäisches Parlament
3. -6. November: November-Tagung des Europäi-
schen Parlaments in Luxemburg. Im Mittelpunkt
steht die erste Lesung des vom Ministerrat am 24.
September vorgelegten Haushaltsentwurfs für
1981 (s.o.). In ca. 450 Änderungsvorschlägen for-
dert das Parlament die Erhöhung des Etats um
830 Mio. ERE, insbesondere für die Bereiche
Energiepolitik, Sozialfonds, Regionalpolitik und
Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern sowie
Mittelkürzungen für Verwaltungskosten der Mit-
gliedstaaten und der EG-Organe. Die Parlamen-
tarier fordern die Regierungen auf, in der Sitzfra-
ge des Parlaments endlich eine Entscheidung zu
treffen.
Simbabwe
4. November: In Luxemburg wird ein Abkommen
über den Beitritt Simbabwes zum Lome-II-Ab-
kommen unterzeichnet. Simbabwe ist das 60. Mit-
glied der AKP-Gruppe.
Außenbeziehungen
4. November: Die neun Außenminister der EG-

Staaten und der griechische Außenminister bera-
ten in Luxemburg im Rahmen der Europäischen
Politischen Zusammenarbeit (EPZ) über das
KSZE-Folgetreffen in Madrid, den Nahen Osten
und eine Wiederbelebung des euro-arabischen
Dialogs.
6. November: Unterzeichnung erforderlicher Zu-
satzprotokolle für die Abkommen zwischen der
EG und Finnland, Island, Norwegen und Schwe-
den, die aufgrund des Beitritts Griechenlands zur
Gemeinschaft notwendig werden.
Agrarpolitik
10.-11. November: Der Rat der Landwirtschafts-
minister beschließt Beihilfen für die Einlagerung
von rund 20000 t Kalbfleisch für die Dauer von
drei bis fünf Monaten. Die Einlagerung ist not-
wendig geworden, weil der Absatz von Kalb-
fleisch erheblich zurückgegangen ist. Außerdem:
Beratungen über das Problem des Butterexports
aus Neuseeland, über strukturpolitische Maßnah-
men, insbesondere für Schweinefleisch und
Milch, die Marktorganisation für Zucker und den
Erlaß von Richtlinien zur Harmonisierung des
Veterinärrechts der Mitgliedstaaten bezüglich der
Schweinepest.
Jugoslawien
11. November: Erstmals seit Unterzeichnung des
Kooperationsabkommens EG-Jugoslawien vom
April 1980 (s.o.) tagt der Gemischte Ausschuß,
insbesondere über den bilateralen Warenaus-
tausch und das jugoslawische Handelsbilanzdefi-
zit gegenüber der EG.
EFTA
10.-11. November: Auf der Ministertagung der
Europäischen Freihandelszone (EFTA) - ihr ge-
hören Finnland, Island, Norwegen, Österreich,
Portugal, Schweden und die Schweiz an — wird
die Notwendigkeit einer engeren Zusammenar-
beit mit der EG betont.
KSZE
11. November: Nach langwierigen Verhandlun-
gen über die Tagesordnung erfolgt die bereits für
morgens 11 Uhr vorgesehene Eröffnung des 2.
Nachfolgetreffens der KSZE in Madrid formal am
späten Abend durch den spanischen Außenmini-
ster.
Euro-arabischer Dialog
12.-13. November: Der seit Ende 1978 unterbro-
chene europäisch-arabische Dialog wird durch ei-
ne Tagung diplomatischer Vertreter der EG und
der arabischen Liga wiederaufgenommen. Es
wird beschlossen, im Juni oder Juli 1981 eine euro-
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Oktober—Dezember

päisch-arabisch Außenministertagung abzuhal-
ten.
Wirtschaft/Finanzen
17. November. Der Rat der Wirtschafts- und Fi-
nanzminister einigt sich darauf, dem nächsten Eu-
ropäischen Rat die Verlängerung der geltenden
technischen Vereinbarungen über das Europäi-
sche Währungssystem um 2 Jahre zu empfehlen.
Fischereipolitik
17. -18. November: Der Rat der für Fischereifra-
gen zuständigen Minister erzielt keine Fortschrit-
te bezüglich der Fangquoten für 1980.
Europäisches Parlament
17.-21. November: Sitzungswoche des Europäi-
schen Parlaments in Straßburg. Das Parlament
fordert die Regierungen der Mitgliedstaaten auf,
bis zum 15. Juni 1981 eine endgültige Entschei-
dung bezüglich des Sitzungsortes des Europäi-
schen Parlamentes zu treffen. Der Nachtrags-
haushalt 1980 wird in erster Lesung behandelt.
Weitere Themen: Bericht des Ratspräsidenten
Gaston Thorn über die Europäische Politische
Zusammenarbeit (EPZ) im Jahre 1980, Wirt-
schaftslage der EG, Stahlkrise, Kernkraftwerke
in Grenzgebieten, Lome-II-Abkommen und Ab-
schaffung der Todesstrafe.
Entwicklungspolitik
18. November: Der Ministerrat entwickelt auf der
Grundlage einer Entschließung des Europäischen
Parlamentes auf seiner Septembertagung (s.o.)
Leitlinien der EG-Politik bezüglich des Hunger-
problems in der Welt (Vorrang für Maßnahmen
im Bereich der Landwirtschaft, Nahrungsmittel-
hilfen, Aufbau von Sicherheitsvorräten u.a.).
Zypern
24. November: Tagung des Assoziationsrates EG-
Zypern auf Ministerebene über den Ausbau der
gegenseitigen Beziehungen.
Außenbeziehungen
24. November: Im Rahmen der Europäischen Po-
litischen Zusammenarbeit (EPZ) beraten die Au-
ßenminister über die nächste Tagung des Euro-
päischen Rates und über mögliche Folgen einer
Aufstockung der Zahl der UN-Sicherheitsrats-
mitglieder von 15 auf 21.
Haushalt
24.-25. November: Der Ministerrat und eine De-
legation des Europäischen Parlaments einigen
sich bei der Überarbeitung des Haushaltsenwur-
fes für 1981 auf eine Erhöhung der Verpflich-
tungsermächtigungen in den Bereichen Regional-
und Sozialpolitik und Hilfe für nicht-assoziierte

Entwicklungsländer bei Einsparungen im Bereich
der Agrarausgaben. Der neue Entwurf wird dem
Europäischen Parlament zugeleitet.
Stahlkrise
24.-25. November: Die Außenminister können
sich während einer Ratstagung nicht über die von
der Kommission vorgeschlagenen Sozialmaßnah-
men zugunsten von — bei der Umstrukturierung
der Stahlindustrie entstehenden Härtefälle -
einigen. Die Kommission wird beauftragt mit 14
Stahllieferländern Selbstbeschränkungsabkom-
men auszuhandeln. Am Rande werden die Han-
delsprobleme mit Japan erörtert.
Spanien

25. November: Spanien und die EG einigen sich
auf einen neuen Zeitplan für den Beitritt Spaniens
zur Gemeinschaft: Die Beitrittsverhandlungen
sollen bis 1982 (bisher 1981) abgeschlossen sein,
der Beitritt selbst soll 1984 (bisher 1983) erfolgen.
Energiepolitik
27. November: Der Rat der für Energiefragen zu-
ständigen Minister berät die aktuelle Lage auf
dem Energiemarkt und entwickelt eine energie-
politische Verhaltensstrategie angesichts des
Konfliktes zwischen den Öllieferstaaten Iran und
Irak.
Sozialpolitik

27. November: Der Ministerrat für Arbeits- und
Sozialfragen verständigt sich darauf, daß Freibe-
rufler aus den EG-Ländern bei der Übersiedlung
in ein anderes EG-Land künftig die gleichen So-
zialleistungen erhalten, wie die Bürger des Gast-
geberlandes. Die Beteiligung des EG-Sozialfonds
an Unterstützungsaktionen für Arbeitnehmer der
Textil- und Bekleidungsindustrie, für Wanderar-
beitnehmer, für Jugendliche unter 25 Jahren so-
wie für Frauen wird um 2 Jahre verlängert.
Österreich

28. November: Angesichts der Auswirkungen des
EG-Beitritts Griechenlands auf die Handelsbe-
ziehungen zwischen Österreich und der Gemein-
schaft wird ein Zusatzprotokoll zum Koopera-
tionsabkommen zwischen der EG und Österreich
unterzeichnet.

Dezember
Europäischer Rat
1.-2. Dezember: Tagung des Europäischen Rates
in Luxemburg. Die Staats- und Regierungschefs
befassen sich mit den Folgen des Erdbebens in
Süditalien, der wirtschaftlichen und sozialen Lage
in der Gemeinschaft, dem Europäischen Wäh-
rungssystem (EWS), der industriellen Entwick-
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lung in der EG, dem internationalen Handel und
institutionellen Problemen der Gemeinschaft. Sie
verabschieden Erklärungen zum Nahen Osten
(Auftrag an den Ratspräsidenten zu einer neuen
Sondierungsmission an den Nahen Osten), dem
Libanon (Forderung, Einheit, Unabhängigkeit,
Souveränität und territoriale Integrität des Liban-
on zu respektieren), der 2. KSZE-Nachfolgekon-
ferenz in Madrid und der Lage in Polen (Verurtei-
lung jeglicher Einmischung in die inneren und äu-
ßeren Angelegenheiten Polens sowie Bereitschaft
zu wirtschaftlichen Unterstützungsmaßnahmen).
Portugal
3. Dezember: In Brüssel wird ein Abkommen zwi-
schen der EG und Portugal über eine Finanzhilfe
für Portugal in Höhe von 275 Mio. ERE vor des-
sen Beitritt unterzeichnet.
Verkehrspolitik
4. Dezember: Der Rat der Verkehrsminister be-
schließt, daß ab 1983 in allen Mitgliedstaaten die
in allen Partnerländern ausgegebenen Führer-
scheine anerkannt werden, und daß ab 1. Juni
1986 ein gemeinschaftlicher Führerschein einge-
führt wird. Außerdem Beratungen über die Si-
cherheit im Seeverkehr und die Verhütung von
Meeresverschmutzung.
Soforthilfen
4. Dezember: Die Kommission gewährt für die
Opfer der Erdbebenkatastrophe in Süditalien ei-
ne weitere Soforthilfe in Höhe von 102 Mio. DM.
Agrarpolitik
8. -9. Dezember: Der Rat der Landwirtschaftsmi-
nister erzielt bezüglich der Eingliederung Grie-
chenlands in den gemeinsamen Agrarmarkt in
den strittigen Fragen (Festlegung der Preisnive-
aus, der Preisberechnung und der nationalen Bei-
hilferegelung) keine Fortschritte. Ungelöst blei-
ben auch die Fragen der Einfuhr neuseeländi-
scher Butter und einer Neuordnung des Zucker-
marktes.
Umweltpolitik
12. Dezember: Der Rat für Umweltfragen erör-
tert die Gefahren schwerer Unfälle bei bestimm-
ten Industrietätigkeiten und die Verringerung
von Schadstoffen in Autoabgasen. Er stimmt ei-
ner Verordnung zu, ab 1. Januar 1982 die Einfuhr
von Walerzeugnissen genehmigungspflichtig zu
machen und ist einverstanden, daß die Gemein-
schaft Übereinkommen über grenzüberschreiten-
de Luftverschmutzung und über die Erhaltung
freilebender Tiere und wildwachsender Pflanzen
beitritt.

Wirtschaft/Finanzen
15. Dezember: Der Rat der Wirtschafts- und Fi-
nanzminister verabschiedet den Jahreswirt-
schaftsbericht für 1980 und legt die wirtschaftli-
chen Leitlinien für 1981 fest. Er verlängert das
Europäische Währungssystem (EWS) in seiner
bestehenden Form bis 1982 und trifft zinspoliti-
sche Anpassungsmaßnahmen.
Institutionen/Soforthilfe/Regional- und Sozialpo-
litik/Handelspolitik
15.-16. Dezember: Die Außenminister ernennen
während einer Ratstagung die 14 Mitglieder der
neuen Kommission. Sie beschließen Nahrungs-
mittelhilfen für Polen, einigen sich auf den Anteil
Griechenlands an den Zahlungen aus dem EG-
Regionalfonds für 1981 und besprechen die ge-
meinsame Textil- und Handelspolitik der Ge-
meinschaft gegenüber den USA. Der Kommis-
sionsvorschlag, 112 Mio. ERE für Sozialmaßnah-
men zugunsten von der Umstrukturierung in der
Stahlindustrie betroffener Arbeitnehmer bereit-
zustellen wird abgelehnt.
Fischereipolitik
15.-17. Dezember: Der Rat der für Fischereifra-
gen zuständigen Minister erzielt keine Einigung
über die vom Europäischen Rat bis zum
31.12.1980 geforderte Einführung einer gemein-
samen Fischereipolitik. Die Verhandlungen
scheitern an der Frage der Fanggebiete und der
Fangquoten.
EWS
16. Dezember: Erlaß einer Rechtsverordnung
nach der die Europäische Rechnungseinheit
(ERE) in allen Rechtsakten der Gemeinschaft
durch die neue Währungseinheit ECU (European
Currency Unit) ersetzt wird.
Haushalt
17. Dezember: Die für Haushaltsfragen zuständi-
gen Minister beschließen die Vorlage eines vom
Haushaltsausschuß des Europäischen Parlaments
und dem Finanzministerrat erarbeiteten Kompro-
mißvorschlages für den Nachtragshaushalt 1980
und den Haushalt für 1981 beim Europäischen
Parlament. Der Nachtragshaushalt für 1980 um-
faßt demnach nicht, wie von der Kommission und
dem Parlament vorgeschlagen, 231 Mio. ERE,
sondern nur 100 Mio. ERE. Der Haushalt 1981
wird bei den Verpflichtungsermächtigungen von
240 Mio. ERE auf 285 Mio. ERE aufgestockt.
Agrarpolitik
18. Dezember: Der Rat der Agrarminister und
der griechische Landwirtschaftsminister einigen
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Dezember

sich über die Preisregelung im Zusammenhang
mit Griechenlands Eintritt in den gemeinsamen
Agrarmarkt.
Europäisches Parlament
15.-19. Dezember: Sitzungswoche des Europäi-
schen Parlaments in Luxemburg. Im Mittelpunkt
steht die zweite Lesung des Haushalts für 1981.
Das Parlament kritisiert die Kürzungen des Mini-
sterrates im Bereich der Energie-, der Entwick-
lungs-, der Sozial- und der Regionalpolitik und
verlangt die Aufstockung der Zahlungsermächti-
gungen auf 319,5 Mio. ERE (Rat: 285 Mio. ERE)
und der Verpflichtungsermächtigungen auf 315
Mio. ERE (Rat: 285 Mio. ERE). Es erhöht den
Nachtragshaushalt für 1980 auf 366,4 Mio. ERE
(Rat: 100 Mio. ERE). Außerdem werden Resolu-
tionen zu Polen (Nahrungsmittelhilfe und Nicht-
einmischung) und zu Italien (Hilfe für Erdbebe-
nopfer) verabschiedet.
Haushalt
22. Dezember: Der Rat der Finanzminister berät

über die vom Europäischen Parlament in seiner
Sitzung vom 15.-19. Dezember vorgenommenen
Änderungen beim Nachtragshaushalt 1980 und
beim Haushalt 1981 (s.o.). Der Ratspräsident er-
klärt, daß die vom Parlament vorgenommenen
Aufstockungen nach Ansicht der Delegationen
der Bundesrepublik, Belgiens, der Niederlande,
Luxemburgs, Frankreichs und Dänemarks einen
Bruch des rechtlichen Verfahrens darstellen und
der Rat dazu keine Erklärung abgeben könne. Da
Großbritannien, Italien und Irland die Parla-
mentsvorschläge unterstützen, können aber die
Haushaltsforderungen des Europäischen Parla-
ments nicht mit der notwendigen Mehrheit abge-
lehnt werden.

23. Dezember: Die Präsidentin des Europäischen
Parlaments, Simone Veil, erklärt den Haushalt
1981 und den Nachtragshaushalt 1980 in den vom
Europa-Parlament in seiner Dezembersitzung
(s.o.) verabschiedeten Fassungen als angenom-
men.
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